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EDITORIAL

ein langer und außergewöhnlich heißer Sommer neigt 

sich dem Ende zu. Von einem „Sommerloch“ kann 

man dieses Jahr allerdings nicht sprechen, werden 

wir alle doch weiterhin von den schrecklichen Kriegs-

ereignissen in der Ukraine und der damit einher

gehenden Sorge um die Energieversorgung unseres 

Landes in Atem gehalten. Aber auch im Bereich der 

Justiz tut sich viel, wie Sie an den Beiträgen in diesem 

Heft erkennen können:

Das von der Justizministerin Gentges gegen den 

Präsidialrat angestrengte Verfahren vor den Verwal-

tungsgerichten beschäftigt nicht nur die Richter und 

Staatsanwälte in Baden-Württemberg, sondern wird 

auch bundesweit beachtet; war die Regelung der 

Besetzung von Richterstellen im Landesrichter- und 

staatsanwaltsgesetz BW sowie deren jahrzehnte

lange Handhabung doch immer leuchtendes Beispiel 

für eine gelebte Unabhängigkeit der Justiz. Aus dem 

Protokoll der Mitgliederversammlung vom 24. Juni 2022 

können Sie entnehmen, dass dieses Thema unter den 

Mitgliedern, aber auch im öffentlichen Teil der Ver-

sammlung mit der Justizministerin sowie den rechts-

politischen Sprechern der Landtagsfraktionen kontro-

vers diskutiert wurde und unser Vorsitzender Wulf 

Schindler sich dazu deutlich positioniert hat. Auch 

unser Bundesverband kritisiert die Klage der Justiz

ministerin entschieden, wie Sie aus dem im Juli-Heft 

der NJW veröffentlichten Beitrag des Bundes

geschäftsführers des DRB Sven Rebehn ersehen 

können.

Die vom Bundesverfassungsgericht in mehreren 

Entscheidungen als verfassungswidrig zu gering ein-

geordnete R-Besoldung hat nun auch die Aufmerk-

samkeit der EU auf sich gezogen. Die EU-Kommis

sion hat nämlich unlängst empfohlen, die Finanzierung 

der deutschen Justiz insgesamt einschließlich der 

Besoldung der Richterinnen und Richter angemessen 

und den europäischen Standards gemäß auszuge-

stalten. Lesen Sie hierzu die diesbezügliche Presse-

mitteilung unseres Bundesverbandes. Ob die Bun-

desländer diese Empfehlung aus eigenem Antrieb 

umsetzen, bleibt abzuwarten und erscheint vor dem 

Hintergrund, dass die Vorgaben des Bundesverfas-

sungsgerichts bisher weitgehend ignoriert werden, 

unwahrscheinlich.

Unsere Kollegin Johanna Rilling berichtet in ihrem 

Beitrag „digitale richterschaft“ von einem Thinktank 

aus Nordrhein-Westfalen, das eines der aktuellsten 

und zugleich stellenweise am meisten gefürchteten 

Themen in Angriff nimmt – die Digitalisierung der 

Justiz.

Zum 1. Juli 2022 wurden die Pensionärinnen und 

Pensionäre des DRB BW institutionelle Mitglieder im 

Seniorenverband öffentlicher Dienst BW. Sie finden 

hierzu einen Beitrag in diesem Heft, in dem der 

geschäftsführende Landesvorstand die Arbeit des 

Seniorenverbandes vorstellt.

Vom neuen Landesreisekostengesetz handelt der 

Beitrag unseres Kollegen Andreas Brilla, der eine nicht 

nachvollziehbare Ungleichbehandlung der Richter bei 

der Kilometerpauschale im Vergleich mit den übrigen 

Verfahrensbeteiligten aufzeigt.

Ihnen allen wünsche ich im Namen des geschäfts

führenden Vorstandes viel Freude bei der Lektüre!

Ihre

Susanne Lösch

Unser Beitrittsformular finden Sie auf unserer Home-

page unter https://www.drb-bw.de/medien/beitritts 

erklaerung_2022.pdf.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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ANZEIGE

Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
aufgearbeitet 

Profil Guido Althaus Düsseldorf

Frankfurt am Main 

München 

www.accuracy.com – guido.althaus@accuracy.com 
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DIGITALISIERUNG DER JUSTIZ

„DIGITALE RICHTERSCHAFT“

Ein Thinktank aus Nordrhein-Westfalen nimmt eines 

der aktuellsten und zugleich stellenweise am meisten 

gefürchteten Thema in Angriff – die Digitalisierung der 

Justiz.

Nicht nur das Mammutprojekt der Einführung der 

E-Akte zeugt von der fortschreitenden Digitalisierung 

der Justiz. Inzwischen sind Themen mit Bezug zur 

Digitalisierung aus kaum einem Arbeitsfeld der Justiz 

mehr wegzudenken.

Während in der freien Wirtschaft der digitale Fort-

schritt bereits seit Jahren durch stetigen Austausch in 

verschiedenen Foren angestoßen wird, werden in der 

Justiz bis dato wesentliche Erneuerungsprozesse 

meistens „top down“ angestoßen – das heißt, Projek-

te werden auf höherer Verwaltungsebene geplant und 

ausgearbeitet und die „einfachen“ Anwender erst im 

Rahmen der Umsetzung integriert, weswegen mitun-

ter ein mangelnder Austausch mit der Basis kritisiert 

wird. Dies langfristig zu verändern, haben sich zwei 

junge Kollegen aus NRW zum Ziel gesetzt und im 

März 2022 den Thinktank „digitale richterschaft“ ins 

Leben gerufen.

Dr. Christian Schlicht und Prof. Dr. Simon J. Heet-

kamp sind beide Richter am Landgericht Köln und 

seit Jahren in den Themenbereichen IT und Digitali

sierung zuhause. Schlicht beschäftigt sich als IT-

Dezernent des LG Köln mit allerlei digitalen Fragestel-

lungen im Gerichtsalltag und war u.  a. für die 

Einführung der E-Akte im LG Bezirk Köln zuständig. 

Heetkamp, der zum Thema „Online Streitbeilegung“ 

promovierte, sammelte zunächst als Rechtsanwalt in 

einer großen Kanzlei Erfahrungen mit den Problem-

stellungen bei der Bearbeitung komplexer und um-

fangreicher Verfahren sowie Massenklageverfahren 

und konzipierte dabei ein legal-tech-tool zur Verwal-

tung und Bearbeitung ebendieser. Derzeit ist Heet-

kamp vom Richterdienst beurlaubt und hat eine Pro-

fessur für Wirtschaftsrecht an der TH Köln inne. 

Mittlerweile ist auch Christina-Maria Leeb, Richterin 

am AG Passau und ausgewiesene Kennerin des Le-

gal Tech-Bereich, Teil des Organisationsteam. Leeb 

ist nicht nur Mitherausgeberin der Zeitschrift „Recht 

digital (RDi)“, sondern lehrt auch im Masterstudium 

Legal Tech an der Universität Regensburg.

Angestrebt wird dabei eine bundesweite Vernetzung 

technikaffiner Richterinnen und Richter sowie von 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälten. Quasi das 

„Herzstück“ des kollegialen Austauschs der „digitale 

richterschaft“ stellen monatlich stattfindende On-

line-Informationsveranstaltungen dar, die jeweils 

durch einen ca. 20-minütigen Impulsvortrag eröffnet 

werden und sodann in eine offene Diskussion zum 

Thema übergehen. Vertreter aus der Justizpraxis, der 

Forschung oder auch der freien Wirtschaft präsentie-

ren dabei einen bunten Strauß an Themen, eröffnen 

unterschiedliche Blickwinkel und rücken bislang un-

bekannte Aspekte in den Fokus der Diskussion. So 

haben bisher Veranstaltungen stattgefunden zu den 

Themen „Herausforderungen von Masseverfahren in 

der gerichtlichen Praxis“, „Einsatz von Virtual Reali-

ty-Technologie im Zivilverfahren“, „Digitalisierung der 

Gerichtsöffentlichkeit“, „Videoverhandlungen vor Ge-

richt“, sowie „Digitale Justiz – wo wollen wir hin?“. 

Weitere vorgesehene Veranstaltungen werden sich 

mit den Themen „Digitale Direktbeauftragung von 

Dolmetschern und Übersetzern für Gerichte und Be-

hörden“, „Strukturierung des Parteivortrags im Zivil-

prozess“ sowie „Einfluss der neuen KI-VO auf die Jus-

tiz“ beschäftigen. 

Darüber hinaus können sich Interessierte auf eine 

Mailingliste setzen lassen, um regelmäßig Informa

tionen zu Veröffentlichungen, Veranstaltungen und 

Vorträgen zu erhalten. Seit dem Launch des Projektes 

haben sich bereits über 250 interessierte Kolleginnen 

und Kollegen aus allen 16 Bundesländern und allen 

Gerichtsbarkeiten eingetragen.

Darüber hinaus plant die „digitale richterschaft“ das 

Benennen von „Digitalpaten“. Da sich jeder Rechts

anwender in seiner beruflichen Praxis schnell einmal 

mit Themen konfrontiert sehen kann, die sehr spezi

fisches Fachwissen im Bereich Digitalisierung respek-

tive IT erfordern, soll so die Möglichkeit geschaffen 

Prof. Dr.
Simon J. Heetkamp

Dr. Christian Schlicht

Christina-Maria Leeb
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PENSIONÄRINNEN UND PENSIONÄRE

werden, sich mit derartigen Fragestellungen direkt an 

Experten zu wenden, die schnell und unkompliziert 

Informationen zur Verfügung stellen können, bevor 

sich jeder einzelne zuerst mühsam in Themenberei-

che wie beispielsweise § 128a ZPO oder den Umgang 

mit Kryptowährungen im Rahmen der Zwangsvoll-

streckung oder Vermögensabschöpfung einarbeiten 

muss. 

Weitere Informationen zum Projekt sind unter 

www.digitale-richterschaft.de zu finden, wo auch die 

Möglichkeit besteht, sich zu den Vorträgen anzumel-

den. Interessierte, die eigene Themenvorschläge für 

künftige Vorträge einbringen möchten, können dies 

jederzeit per Mail unter kontakt@digitale-richterschaft.

de tun. Sicherlich wird es spannend, die Entwicklung 

dieses in der Justiz willkommenen Projekts weiter

zuverfolgen.  

Der Artikel beruht auf einem unter anderem an die 

Landesverbände des DRB verschickten Entwurf der 

Gründer der digitalen richterschaft und einem Ge-

spräch der Autorin mit Dr. Heetkamp.

Johanna Rilling

Zum 1. Juli 2022 wurden die Seniorinnen und Senio-

ren des Deutschen Richterbundes Baden-Württem-

berg, Verband der Richterinnen und Richter, Staats-

anwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg 

e.V. (DRB BW) institutionelle Mitglieder im Senioren-

verband öffentlicher Dienst BW. Der Verband erwarb 

damit eine institutionelle Mitgliedschaft im Senioren-

verband gemäß § 4 Abs. 2 S. 1 der Satzung des 

Seniorenverbandes ö.D. BW. Eine Mitgliedschaft des 

Verbandes in den Dachverbänden des Seniorenver-

bandes (dbb und BBW) ist damit ausdrücklich nicht 

verbunden. Am 24. Mai 2022 wurde ein entsprechen-

der Vertrag zwischen den neuen Partner in der Ge-

schäftsstelle des Seniorenverbandes in Stuttgart un-

terzeichnet. Die Zusammenarbeit wurde maßgeblich 

vom ehemaligen Landesvorsitzenden Waldemar 

Futter in die Wege geleitet und von seinem Amts-

nachfolger Joachim Lautensack in die Tat umgesetzt. 

„Es ist uns eine Ehre, künftig auch Richterinnen und 

Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte mit un-

serer Expertise betreuen zu dürfen“, sagte Joachim 

Lautensack bei der Vertragsunterzeichnung.

Die pensionierten Kolleginnen und Kollegen des 

Deutschen Richterbundes BW heißen wir ganz herz-

lich willkommen. Nachfolgend wollen wir uns Ihnen 

vorstellen.

Kurzportrait 

Der Seniorenverband öffentlicher Dienst Baden-

Württemberg e.V. ist der Zusammenschluss von Pen-

sionären und Rentnern aus dem Gesamtbereich des 

öffentlichen Dienstes  und der privatisierten Bereiche 

sowie deren Hinterbliebenen unter dem Dach des 

BBW – Beamtenbund Tarifunion auf Landesebene 

Wulf Schindler und Joachim Lautensack stoßen nach der 

Vertragsunterzeichnung auf eine gute Zusammenarbeit an.

DER SENIORENVERBAND ÖFFENTLICHER DIENST 

BADEN-WÜRTTEMBERG E.V. STELLT SICH VOR
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Gruppenfoto des Landesvorstandes nach der Wahl im Oktober 2021.

Zwei Kollegen fehlen.

und des Deutschen Beamtenbundes (dbb) auf Bun-

desebene. Mit knapp 20.000 Mitgliedern ist der Se- 

niorenverband die starke Interessenvertretung dieses 

Personenkreises in Baden-Württemberg. 

Der Seniorenverband ist kompetenter Partner bei 

allen beamten-, versorgungs-, beihilfe-, rentenversi-

cherungs-, krankenversicherungs-, pflegeversiche-

rungs- und schwerbehindertenrechtlichen Fragen. In 

rund 70 regionalen Verbänden bieten wir unseren Mit-

gliedern vor Ort u.a. informative Vorträge, gesellige 

Veranstaltungen und Ausflüge an: jährlich mehr als 

500 Veranstaltungen. 

Nahezu alle Entscheidungen, die die Pensionäre und 

ihre Hinterbliebenen betreffen, werden nach der Fö-

deralismusreform von den Ländern, so auch vom 

Land Baden-Württemberg getroffen. Deshalb agiert 

der Seniorenverband verbandspolitisch fast aus-

schließlich auf der landespolitischen Ebene. Selbst-

verständlich engagieren wir uns in vielfältigen Gremien 

der Dachverbände, in Arbeitsgemeinschaften und In-

teressensvertretungen für Seniorinnen und Senioren 

und sind Gründungsmitglied des Landesseniorenrats. 

Ehrenamtlicher Vorstand

Der kollegial organisierte geschäftsführende Landes-

vorstand (GLV) ist verantwortlich für die verbandspoli-

tische Arbeit sowie für eine umfassende korrekte und 

zeitnahe Information seiner Mitglieder. Seit dem Lan-

deskongress 2021 besteht dieses Leitungsgremium 

aus dem Landesvorsitzenden Joachim Lautensack, 

Leitender Polizeidirektor a.D. und ehemaliger Vorsit-

zender des Hauptpersonalrats der Polizei beim Innen-

ministerium  und weiteren vier stellvertretenden Vorsit-

zendenden: Heinz Fliege, Jurist, Ministerialdirigent 

a.D. im Finanzministerium aus der Deutschen Steuer-

gewerkschaft, Dieter Hoffmann, Polizeihauptkommis-

sar a.D. und langjähriger Landesgeschäftsführer der 

Polizeigewerkschaft, Birgit Renz, Finanzbeamtin, er-

fahrene Personalrätin und Mandatsträgerin in der 

Deutschen Steuergewerkschaft sowie Margarete 

Schaefer, ehemalige Leiterin einer großen Berufs-

schule aus dem Berufsschullehrerverband. Alle Mit-

glieder des geschäftsführenden Landesvorstandes 

sind seit Jahrzehnten anerkannte Gesprächspartner 

in den Ministerien, in der Landespolitik und von 

Medienvertretern. Acht weitere Beisitzer aus allen 

Bereichen der Landesverwaltung tragen satzungs

gemäß Mitverantwortung und bilden mit dem vorge-

nannten GLV den Landesvorstand des Senioren

verbandes.

Hauptamtliche Geschäftsstelle –

Im Himmelsberg 18, 70 192 Stuttgart 

Ulrike Schork organisiert die hauptamtliche Arbeit in 

der verbandseigenen Landesgeschäftsstelle als Justi-

ziarin, Geschäftsführerin, kompetente Expertin im Ver-

sorgungs- und Rentenrecht und als Redaktionsassis-

tentin für das Seniorenmagazin, das aktuell und 

professionell informiert. Die Rechtsreferenten Karl 

Schüle, Ministerialrat a.D. aus dem Finanzministeri-

um, und Kurt Schulz, Dipl.-Verwaltungswirt und als 

Oberamtsrat a.D. ehemaliger Referent für Grundsatz-

fragen des Beihilferechts beim Landesamt für Besol-

dung und Versorgung, informieren und beraten die 

Mitglieder, insbesondere in allen beihilferechtlichen 

und versorgungsrechtlichen Fragen, helfen bei Wider-

sprüchen und bereiten ggf. den notwendigen Rechts-

schutz vor. Drei weitere hauptamtliche Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter nehmen sich aller Anliegen 

freundlich und kompetent an. Pro Jahr erwirken sie 

gemeinsam für unsere Mitglieder Zahlungen aus 

Streitfällen in Höhe von rund 100.000 Euro. Von einer 

noch weit höheren Gesamtsumme ist auszugehen, 

da unsere Mitglieder durch frühzeitige und präventive 

Einzelfallberatungen vor Ort oder durch die Landes-

geschäftsstelle profitieren, insbesondere in Fällen von 

Kostenerstattungen bei Krankheit und Pflege. 

PENSIONÄRINNEN UND PENSIONÄRE
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Verbandsentwicklung

Bereits 1949 begannen sich Ruhestandsbeamte zu 

organisieren. Mit zahlreichen zeitlichen und organi

satorischen Zwischenstufen schlossen sich verschiede-

ne regionale Fachgruppen und Interessensvertretungen 

letztendlich 1976 zum „Bund der Ruhestandsbeamten 

und Hinterbliebenen BW“ (BRH) in Baden-Württemberg, 

ab 1995 als eingetragener Verein (e.V.) zusammen. Die 

Landesgeschäftsstelle bezog 1974 das neu erworbene 

Anwesen „Im Himmelsberg 18“ in Stuttgart. Durch eine 

Satzungsänderung wurde die Möglichkeit geschaffen, 

„Verbände mit Versorgungsempfängern des öffentlichen 

Dienstes durch korporativen Anschluss als Mitglied auf-

zunehmen“. Mit dem Deutschen Richterbund BW be-

treuen wir nunmehr Seniorinnen und Senioren von 15 

angeschlossenen Verbänden aus allen Bereichen der 

öffentlichen Verwaltung, neben unseren originären Ver-

bandsmitgliedern.

Vergleichbare Entwicklungen gab es auch in anderen 

Bundesländern, was schließlich auch zur Gründung 

einer Bundesorganisation unter dem Dach des Deut-

schen Beamtenbundes führte. Die Bundesorganisation 

des BRH entwickelte sich aber leider nicht zum Erfolgs-

modell und die ursprünglich große Zahl an Mitgliedern 

nahm mit den Jahren rapide ab. Die Auflösung der Bun-

desorganisation erfolgte im Jahr 2013, nachdem der 

Deutsche Beamtenbund im Jahr zuvor die Einrichtung 

einer Bundesseniorenvertretung satzungsrechtlich ver-

ankerte. Lediglich der BRH-Landesverband Baden- 

Württemberg konnte sich organisatorisch und finanziell 

stabilisieren. Aus dem BRH-BW wurde 2012 der „Seni-

orenverband öffentlicher Dienst Baden-Württemberg“. 

Durch die ehemaligen Landesvorsitzenden Dieter Ber-

berich und Waldemar Futter wurde der Seniorenver-

band öD BW durch und durch konsolidiert und steht 

nunmehr auf einem soliden Fundament. So wurde u. a. 

das Leistungsspektrum mit Beratungs- und Unterstüt-

zungsleistungen durch eigene Experten gesichert und 

weiter ausgebaut. 

Unsere Grundüberzeugungen –

dafür stehen wir

Berufspolitisch stehen wir uneingeschränkt zum 

Berufsbeamtentum. Wir setzen uns dafür ein, dass 

die Lebensleistung unserer Kolleginnen und Kollegen 

nicht in Vergessenheit gerät und die Versorgung als 

unverzichtbarer Bestandteil der verfassungsrechtlich 

garantierten Alimentation nicht durch einseitige Ein-

griffe des Besoldungs- und Versorgungsgebers aus-

gehöhlt wird. Wir erwarten keine Sonderbehandlun-

gen oder gar Privilegien, aber wir fordern für 

jahrzehntelanges dienstliches Engagement in so vie-

len Bereichen des öffentlichen Dienstes Respekt, An-

erkennung und Wertschätzung. Wir haben unseren 

Anteil am öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue

verhältnis erbracht!

Wir sind auch davon überzeugt, dass das duale 

System von gesetzlicher und privater Krankenver

sicherung zur Sicherung unseres anerkannt guten 

Gesundheitssystems erhalten werden muss, ebenso 

wie die strukturelle Trennung von Rente und Pension. 

Neid- und Privilegiendiskussionen sind unserer Auf-

fassung nach aufgrund grundlegender systemischer 

Unterschiede nicht angebracht.

VERBANDSINTERNER TEIL

1. Begrüßung:

In seiner Begrüßung gab der stellvertretende Vorsitzen-

de Markus Wagner bekannt, dass der Vorsitzende Wulf 

Schindler krankheitsbedingt nicht persönlich an der Mit-

gliederversammlung teilnehmen könne, sein Grußwort 

aber später per Videoschaltung an die Mitglieder richten 

werde. Er wird zudem insoweit online zugeschaltet, 

dass er dem Verlauf des verbandsinternen Teils zumin-

PROTOKOLL DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

DES DEUTSCHEN RICHTERBUNDES BADEN- 

WÜRTTEMBERG E.V. (DRB BW) VOM 24. JUNI 2022

MITGLIEDERVERSAMMLUNG
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dest akustisch beiwohnen kann. Er stellte zudem fest, 

dass die Formalien zur Einberufung der Mitgliederver-

sammlung alle eingehalten wurden. Sie war per E-Mail 

an die Bezirksgruppen innerhalb der 10-Wochen-Frist 

angekündigt worden und die Einladung war rechtzeitig 

per E-Mail an die Bezirksgruppen erfolgt. Es wurden kei-

ne Stellungnahmen hierzu abgegeben.

2. Bericht des Vorsitzenden:

Die stellvertretende Vorsitzende Hanna Kühl berichte-

te rückblickend über die Ereignisse seit der letzten 

Mitgliederversammlung. Sie berichtete über die Akti

vitäten des Vorstands und dessen Stellungnahmen zu 

verschiedenen Gesetzesentwürfen.

3. Grußwort des Vorsitzenden

Der Vorsitzende begrüßte die Anwesenden per Video-

schaltung und drückte sein Bedauern aus, bei der 

heutigen Präsenzversammlung krankheitsbedingt 

nicht vor Ort sein zu können. Er berichtete über die 

am gestrigen Tag durch eine Zeitungsmeldung be-

kannt gewordene Klage der Justizministerin beim Ver-

waltungsgericht gegen den Präsidialrat der ordent

lichen Gerichtsbarkeit mit der Begründung, das 

Gremium habe bei der anstehenden Neubesetzung 

der Stelle des/der Präsidenten/in des OLG Stuttgart 

seine Kompetenzen überschritten. Er brachte seine 

Fassungslosigkeit und Empörung über diese Vorge-

hensweise des Justizministeriums zum Ausdruck und 

kündigte an, beim öffentlichen Teil der Versammlung 

hierzu nochmals Stellung zu nehmen.

Anschließend wurde die rechtliche Einordnung der 

Klage der Justizministerin sowie das im Landesrich-

ter- und staatsanwaltsgesetz vorgesehene Verfahren, 

das bei Uneinigkeit über die Stellenbesetzung die An-

rufung des Richterwahlausschusses vorsieht, unter 

den Anwesenden ausführlich erörtert. Mehrfach wur-

de die Besorgnis geäußert, dass durch die Vor

gehensweise des Ministeriums die Mitwirkungsrechte 

der Richterschaft in Baden-Württemberg bei der 

Besetzung von Beförderungsämtern massiv einge-

schränkt werden könnten und die institutionelle Unab-

hängigkeit der baden-württembergischen Justiz von 

der Exekutive gefährdet sein könnte. Die anwesenden 

Mitglieder sprachen sich daher für eine eindeutige 

Positionierung des geschäftsführenden Vorstandes in 

dieser Angelegenheit aus.

4. Kassenbericht

Der Kassenbericht für das Geschäftsjahr 2021 wurde 

von Andreas Albrecht (stellvertretend für den verhin-

derten Kassenwart Christopher Stoiber) erläutert. Es 

gab ein positives Jahresergebnis, was insbesondere 

auch auf die pandemiebedingt ausgebliebenen Reise- 

und Veranstaltungskosten zurückzuführen ist. Die 

Ausgaben für Drucksachen haben sich im Vergleich 

zum Vorjahr wegen der im Jahr 2021 stattgefundenen 

Wahlen etwas erhöht. Herr Albrecht berichtete weiter, 

dass die Mitgliederzahl zum heutigen Tag auf 1.881 

Mitglieder angestiegen ist.

5. Bericht des Kassenprüfers

Herr Necker als Kassenprüfer erklärte, dass ord-

nungsgemäße Übersichten vorgelegt wurden und sei-

ne Überprüfung von Strichproben keine Beanstan-

dungen ergaben. Alles sei nachvollziehbar, die 

Buchführung sei vorbildlich. Sein Bericht ist als Anla-

ge beigefügt. Seine Empfehlung war, die Entlastung 

zu erteilen, welcher die Mitgliederversammlung folgte.

6. Aussprache zu Nr. 2 bis 5

Vgl. bei den jeweiligen Punkten.

7. Bestellung des Kassenprüfers

Herr Necker stellt sich erneut als Kassenprüfer bereit. 

Gesamtstimmenanzahl: 28

Ja: 27 Nein: 0 Enthaltungen: 1

8. Entlastung des Vorstandes 

Gesamtstimmenanzahl: 28

Ja: 21 Nein: 0 Enthaltungen: 7

MITGLIEDERVERSAMMLUNG
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9. �Beitragsermäßigung für Assessoren 

und Assessorinnen 

Herr Wagner stellt den Antrag, zur Gewinnung neuer 

Mitglieder die Beitragsabsenkung für die Assessoren 

von den ersten drei Jahren der Mitgliedschaft auf vier 

Jahre zu erhöhen.

Gesamtstimmenanzahl: 28

Ja: 26 Nein: 0 Enthaltungen: 2

10. Verschiedenes

In der Mitgliederversammlung wird erörtert, dass eine 

Spende des Vereins an Richterverbände in der Ukrai-

ne oder einzelne Kollegen wünschenswert wäre. Der 

zugeschaltete Vorsitzende erläutert, dass der ge-

schäftsführende Vorstand sich diesbezüglich bereits 

in Abstimmung mit dem Dachverband befinde, der 

eine Spendenaktion auf Bundesebene zu organi

sieren beabsichtige.

KURZER BERICHT ZUM 
ÖFFENTLICHEN TEIL DER MIT- 
GLIEDERVERSAMMLUNG

Im öffentlichen Teil der Mitgliederversammlung vom 

24.06.2022 hielt der Vorsitzende zunächst per Video-

schaltung seine Ansprache. Er kritisierte deutlich die 

Vorgehensweise der Justizministerin Gentges im 

Streit mit dem Präsidialrat, da sie – statt entsprechend 

der Gesetzeslage eine unverzügliche Entscheidung 

des Richterwahlausschusses herbeizuführen – den 

Verwaltungsrechtsweg beschreite und damit den 

jahrzehntelangen Konsens zwischen Justizministe

rium und Richterschaft über Aufgaben und Befugnis-

se des Präsidialrats aufkündige. Hierin sei ein Angriff 

auf die Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit der 

Justiz zu sehen. Er wies weiter darauf hin, dass das 

Ansehen der Justiz sogar in der internationalen Wahr-

nehmung ernsthaften Schaden nehmen könne, da 

die institutionelle Abhängigkeit der deutschen Justiz 

von der Exekutive innerhalb der Europäischen Union 

kritisch beäugt werde. Abschließend appellierte 

Schindler eindringlich an die Justizministerin, den ein-

geschlagenen Weg zu überdenken.

In ihrem darauffolgenden Grußwort zeigte sich die 

Vorsitzende des Bundesverbands, Andrea Titz, 

alarmiert über die Vorgehensweise der Justizministe-

rin und wies auf die gesetzlichen Regelungen im Lan-

desrichter- und staatsanwaltsgesetz BW hin, nach 

denen eine Beteiligung des Richterwahlausschusses 

vorgesehen sei und eine verwaltungsgerichtliche 

Klage für den vorliegenden Streitfall daher nicht ange-

zeigt sei.

Es folgten weitere Grußworte der rechtspolitischen 

Sprecher von dem Bündnis 90/Die Grünen (MdL 

Thomas Hentschel), der CDU (MdL Arnulf von Eyb), 

der SPD (MdL Boris Weirauch) und der FDP/DVP 

(MdL Nico Weinmann), wobei die beiden letzteren 

ebenfalls ihre Irritation hinsichtlich der Klage der Jus-

tizministerin zum Ausdruck brachten, durch die der 

Eindruck entstehen könne, die Politik mache ohnehin, 

was sie wolle. Die Gewaltenteilung dürfe nicht ange-

tastet werden. 

Justizministerin Gentges brachte sodann in ihrer 

Ansprache ihre Wertschätzung für den offenen Aus-

tausch mit dem DRB BW, auch zu ihrem Rechtsstreit 

mit dem Präsidialrat, zum Ausdruck. Sie habe Klage 

gegen den Präsidialrat erhoben, da unterschiedliche 

Rechtsauffassungen bezüglich der Entscheidungs-

kompetenz des Präsidialrats bestünden. Der Auffas-

sung des Ministeriums nach habe der Präsidialrat ein 

Recht zur Überprüfung und Kritik bezüglich der Aus-

wahlentscheidung des Ministeriums, sei aber nicht 

zur Ersetzung der Entscheidung ermächtigt. Das Ge-

setz eröffne bei solchen Fragen den Verwaltungs-

rechtsweg, weshalb sie die geäußerte Kritik in ihrem 

Ausmaß nicht nachvollziehen könne.

Im Anschluss hielt der Generalbundesanwalt Dr. Peter 

Frank einen fesselnden Festvortrag zum Thema 

„Strafverfolgung in Zeiten des Terrorismus“, an den 

sich eine rege Diskussion unter den Anwesenden im 

Ausklang anschloss.

Susanne Lösch

MITGLIEDERVERSAMMLUNG
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In Baden-Württemberg hat die Richterschaft bei Ein-

stellungen und Beförderungen von Richtern Betei

ligungsrechte, die bundesweit als vorbildlich gelten. 

Es ist ein fein austariertes Modell, das sich seit 50 

Jahren bewährt hat – der Landesregierung nun aber 

offensichtlich ein Dorn im Auge ist.

  

Ende Juni hat Justizministerin Marion Gentges (CDU) 

eine Klage und einen Eilantrag beim Verwaltungs

gericht gegen den Präsidialrat der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit erhoben. Die von der Richterschaft des 

Bundeslandes gewählten neun Kolleginnen und Kol-

legen des Gremiums sollen bei der anstehenden 

Neubesetzung der Spitze des OLG Stuttgart ihre 

Kompetenzen  überschritten haben. Die Präsidentin 

des Gerichts, Cornelia Horz, war zum 31. Mai dieses 

Jahres in den Ruhestand getreten. Als Nachfolgerin 

favorisiert Gentges mit Beate Linkenheil eine Abtei-

lungsleiterin des Ministeriums. Der Präsidialrat 

hingegen hält Andreas Singer für die bessere Wahl. 

Singer war bis 2018 der Amtsvorgänger von  

Linkenheil im Ministerium, ehe er vor vier Jahren als 

Präsident an die Spitze des LG Stuttgart gewechselt 

ist. 

Gentges argumentiert, der Präsidialrat dürfe lediglich 

kontrollieren, ob das Ministerium bei seiner Auswahl 

rechtlich relevante Fehler gemacht habe, die Ent-

scheidung für eine Kandidatin oder einen Kandidaten 

also zum Beispiel auf sachfremden Erwägungen be-

ruht. Die Richterschaft hält mit Verweis auf das Lan-

desrichter- und Staatsanwaltsgesetz dagegen, dass 

der Präsidialrat nicht nur die Favoritin des Ministeri-

ums ablehnen, sondern auch einen anderen Kandida-

ten aus dem Bewerberfeld vorschlagen kann, jeweils 

orientiert am Prinzip der Bestenauslese. Kann die 

Ministerin dem Gegenvorschlag nicht folgen und 

scheitert ein für diesen Konfliktfall vorgesehener Eini-

gungsversuch, sieht das Gesetz die unverzügliche 

Befassung des Richterwahlausschusses vor. Der mit 

acht Richtern, sechs Abgeordneten und einem 

Rechtsanwalt besetzte Ausschuss wählt dann aus 

dem Bewerberfeld nach dem Prinzip der Bestenaus-

lese aus, wobei der oder die Gewählte eine Zwei

drittelmehrheit auf sich vereinigen muss. Der Minister-

präsident kann die vom Ausschuss gewählte Person 

ernennen, ist aber nicht dazu verpflichtet. Lehnt er ab, 

beginnt ein neues Auswahlverfahren. 

Modell der Checks and Balances

hat sich bewährt

Mit diesem Modell der Checks and Balances  

zwischen den Staatsgewalten nähert sich Baden- 

Württemberg den Vorgaben des Europarats für eine 

unabhängige Justiz immerhin deutlich an. Um eine 

institutionelle Unabhängigkeit der Justiz zu gewähr-

leisten, empfiehlt der Europarat seit langem eine orga-

nisatorische Autonomie der dritten Staatsgewalt ge-

genüber der Legislative und der Exekutive. Anders als 

in Deutschland verwaltet sich die Justiz heute in fast 

allen anderen Ländern Europas selbst. Deutschland 

sieht sich wegen der fehlenden vollständigen Ge-

waltenteilung immer wieder Kritik aus Europa ausge-

setzt.

Dabei gibt die deutsche Justiz bei der Frage, wie 

Richterposten besetzt werden, kein einheitliches Bild 

ab. Der Bund hat eigene Regeln und auch die Model-

le in den einzelnen Bundesländern weichen deutlich 

voneinander ab. Neben Baden-Württemberg kennen 

acht weitere Bundesländer einen Richterwahlaus-

schuss. Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-

sachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen 

und Sachsen-Anhalt verzichten bislang darauf. Wo es 

einen Richterwahlausschuss gibt, unterscheiden sich 

seine Besetzung und seine Kompetenzen zwischen 

den Ländern erheblich. Die Richter- und Staats

anwaltschaft beklagt in vielen Bundesländern, dass 

ihr Einfluss bei Einstellungen und Beförderungen zu 

gering ist und dass es in Richterwahlausschüssen an 

Der Bundesgeschäftsführer des Deutschen Richterbundes und Chefredakteur der Deutschen Richterzeitung 

Sven Rebehn hat im Heft 30/2022 der NJW unter der Rubrik „Aus der Justiz“ folgenden Beitrag veröffentlicht:

„MUSTERLÄNDLE AUF ABWEGEN“

GENTGES GEGEN DEN PRÄSIDIALRAT
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einer paritätischen Besetzung mit Parlamentariern 

und nicht parlamentarischen Mitgliedern fehlt. Mit 

seinen Mitwirkungsmöglichkeiten liegt Baden-Würt-

temberg also weit vorn. Das dortige Modell verhindert 

einen zu starken Einfluss der Parteipolitik auf Stellen-

besetzungen, erhöht die Akzeptanz der Ausgewähl-

ten in der Kollegenschaft und hält die Zahl der Kon-

kurrentenklagen seit Jahrzehnten auf einem niedrigen 

Niveau. 

Mit ihrem Gang vor das Verwaltungsgericht stellt Jus-

tizministerin Gentges dieses seit 1972 bewährte und 

befriedende Modell nun infrage. Nach ihrer Lesart 

würde die Prüfungskompetenz des richterlichen Prä-

sidialrats künftig auf eine bloße Ermessens- oder so-

gar Willkürkontrolle der exekutiven Auswahlentschei-

dungen reduziert. Die Bedeutung des Präsidialrats 

würde damit deutlich sinken und die Abhängigkeit der 

Justiz von der Exekutive steigen. Gentges stößt mit 

ihrem Konfrontationskurs aber nicht nur der Richter-

schaft vor den Kopf, sie beschädigt damit auch den 

guten Ruf Baden-Württembergs als deutsches 

„Musterländle“ der Mitbestimmung.

Berlin. Der Deutsche Richterbund (DRB) begrüßt die 

an Deutschland gerichteten Empfehlungen der EU- 

Kommission, die Finanzierung der Justiz insgesamt 

einschließlich der Besoldung der Richterinnen und 

Richter angemessen und den europäischen Stan-

dards gemäß auszugestalten. In ihrem Bericht über 

die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten hat die 

Kommission entsprechende Forderungen des DRB 

übernommen.

Hierzu erklärten die Vorsitzenden des Deutschen 

Richterbundes, Andrea Titz und Joachim Lüblinghoff, 

heute in Berlin: „Die EU-Kommission folgt unserer 

Kritik an der bundesweit zu geringen Besoldung von 

Richterinnen und Richtern, die im Vergleich zum 

Durchschnittseinkommen eine der niedrigsten in 

Europa ist. Die Empfehlungen der Kommission sind 

daher vor allem eine Blamage für die Bundesländer. 

Diese setzen Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Besoldung von Beamten und Rich-

tern nicht ordnungsgemäß um.“

Seitdem die Länder für die Besoldung von Beamten 

und Richtern zuständig sind, hat sich die Besoldungs-

situation verschlechtert. Der öffentliche Dienst entfernt 

sich immer weiter von der Einkommensentwicklung in 

Deutschland. Deshalb hat das Bundesverfassungs-

gericht die Besoldung mehrfach als verfassungswid-

rig zu niedrig angeprangert. Anstatt jedoch diese Ent-

scheidungen umzusetzen, konkurrieren die Länder 

um den billigsten Weg, sie zu umgehen.

Hintergrund: In ihrem Bericht zitiert die EU-Kommis

sion zu Fragen der Besoldung vor allem Untersuchun-

gen des DRB. Nach einer Studie des Europarats von 

2020 ist die Richterbesoldung in Deutschland im Ver-

hältnis zu den Durchschnittseinkommen der Bevölke-

rung eine der niedrigsten in allen 46 Mitgliedstaaten 

des Europarates. Seit Jahren setzt sich der DRB dafür 

ein, die Zuständigkeit für die Besoldung von den Län-

dern wieder auf den Bund zu verlagern, der sie bis 

2005 hatte (siehe: DRB-Argumente für eine bundes-

einheitliche Besoldung). Die Zersplitterung hat zu 

Ungleichgewichten zwischen den Ländern geführt. 

Zudem gestalten die Länder die Besoldung nicht ver-

fassungsgemäß aus. Mehrere Entscheidungen des 

Bundesverfassungsgerichts – zuletzt aus dem Mai 

2020 zum Abstand der Besoldung von der Grund

sicherung – haben bisher nicht zu den erforderlichen 

durchgreifenden Verbesserungen geführt (siehe: 

DRB-Leitsätze zur Neuordnung der Besoldung). Sie 

würden auch die Beamten betreffen.

PRESSEMITTEILUNG DES DRB ZU DEN EMPFEHLUNGEN 

DER EU-KOMMISSION HINSICHTLICH DER 

RICHTERBESOLDUNG IN DEUTSCHLAND VOM 15.07.2022

BESOLDUNG
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Zum 1.1.2022 ist das neue Landesreisekostengesetz 

(LRKG)1 in Kraft getreten. Die Wegstreckenentschädi-

gung gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 LRKG beträgt 30 Cent 

pro Kilometer. Besteht an der Benutzung eines Kraft-

fahrzeugs ein erhebliches dienstliches Interesse, be-

trägt die Wegstreckenentschädigung 35 Cent je Kilo-

meter zurückgelegter Strecke. Gemäß Nr. 5. 2 der 

VwV LRKG2 liegt ein erhebliches dienstliches Interes-

se beispielsweise bei Bediensteten vor, die überwie-

gend im Außendienst (z. B. Fahrten im Rahmen von 

Prüfdiensten) tätig sind, bei Bildung von Fahrgemein-

schaften und bei Dienstreisenden mit einem Grad der 

Behinderung von mindestens 50. Darüber hinaus 

können Dienststellen in ihrem Zuständigkeitsbereich 

das erhebliche dienstliche Interesse für die Kfz-Benut-

zung feststellen, wenn dienstliche Gründe hierfür vor-

liegen.

Zuvor gab es (in § 6 LRKG aF) bei Benutzung des 

privateigenen Kraftfahrzeugs drei verschiedene Sätze 

(16, 25 und 35 Cent/km). Dabei wurde unterschieden, 

ob das Kraftfahrzeug über oder unter 600 ccm hatte, 

ob triftige Gründe für die Benutzung vorlagen und ob 

das Kraftfahrzeug zum Dienstreiseverkehr zugelassen 

war. Weiterhin musste das Fahrzeug dem Dienst

reisenden gehören beziehungsweise einem mit ihm in 

häuslicher Gemeinschaft lebenden Angehörigen. 

Letztere Voraussetzung wurde gestrichen, was ange-

sichts der steigenden Zahl von Miet- oder Carsharing-

fahrzeugen uneingeschränkt zu begrüßen ist.

Das neue LRKG sollte hinsichtlich des Mobilitätsver-

haltens den Belangen des Klimaschutzes Rechnung 

tragen (Vorbildfunktion der Landesverwaltung gemäß 

1	� Gesetz zur Neufassung des Landesreisekostengesetzes vom 
4. Februar 2021, GBl. 2021, 111.

2	� Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums zum Landes-
reisekostengesetz vom 21. Juni 2021, – Az.: 1-0371.0-01/20.

§ 7 Klimaschutzgesetz).3 Vielleicht wollte man deshalb 

durch die Beibehaltung des relevanten Wegstrecken-

satzes von 35 Cent keinen Anreiz für eine verstärkte 

oder auch nur weitere Nutzung des Pkws schaffen, 

sondern eher auch aus finanziellen Gründen für ein 

Umdenken sorgen, wofür spricht, dass gemäß § 5 

Abs. 3 LRKG für Fahrten, die von den Dienstreisen-

den mit einem Fahrrad, E-Bike oder Pedelec zurück-

gelegt wurden, eine Wegstreckenentschädigung in 

Höhe von 25 Cent je Kilometer zurückgelegter Stre-

cke gewährt wird. Dieses Ziel wird durch die Herauf-

setzung um 2 Cent (§ 6 Abs. 6 LRKG aF) auf 25 Cent 

für die Fahrten mit Zweirädern ohne Verbrennungs-

motor deutlich sichtbar verfolgt, was ebenfalls zu be-

grüßen ist.

In unserem linksrheinischen Nachbarbundesland wird 

für regelmäßig dienstlich mitbenutzte privateigene 

Kraftfahrzeuge (§ 6 Abs. 3 Nr. 2 RLP-LRKG) gemäß 

LVO zu § 6 LRKG4 eine Wegstreckenentschädigung 

von 30 Cent gewährt. In Bayern wird den Kolleginnen 

und Kollegen gemäß Art. 6 Abs .1 des BayRKG5 für 

Strecken, die Dienstreisende aus triftigen Gründen mit 

einem ihnen gehörenden Kraftfahrzeug zurücklegen, 

als Auslagenersatz eine Wegstreckenentschädigung 

in Höhe von 35 Cent pro Kilometer gewährt. Das Ein-

kommensteuergesetz sieht in § 9 Abs. 1 Nr. 4 für die 

Wege zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte eine 

Entfernungspauschale von 30 Cent vor. Für das Ver-

anlagungsjahr 2021 gilt für weitere Entfernungen als 

20 Kilometer der Satz von 35 Cent, für die Jahre 2022 

bis 2026 38 Cent.

3	 Landtags-Drucksache 16 / 9448

4	� Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnahme-
entschädigung nach § 6 des Landesreisekostengesetzes 
Rheinland-Pfalz vom 7. Dezember 1999.

5	� Bayerisches Gesetz über die Reisekostenvergütung der 
Beamten und Richter vom 24. April 2001, GVBl. S. 133,  
BayRS 2032-4-1-F.

TRÄNEN IM TANK

ÜBER MANGELNDE WERTSCHÄTZUNG BEIM EINSATZ 

PRIVATER FAHRZEUGE FÜR DIE JUSTIZ

REISEKOSTEN
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Also, scheint es im Ländle kein Grund zur Klage zu 

geben – oder doch?

Das JVEG sieht seit 01.01.2021 in § 5 Abs. 2 S. 1 bei 

der Benutzung eines eigenen oder unentgeltlich zur 

Nutzung überlassenen Kraftfahrzeugs Fahrtkosten

ersatz für Zeugen oder Dritte (§ 23 JVEG) zur Abgel-

tung der Betriebskosten sowie zur Abgeltung der Ab-

nutzung des Kraftfahrzeugs 0,35 Euro und für die in 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 JVEG genannten An-

spruchsberechtigten 0,42 Euro für jeden gefahrenen 

Kilometer zuzüglich der durch die Benutzung des 

Kraftfahrzeugs aus Anlass der Reise regelmäßig anfal-

lenden baren Auslagen, insbesondere der Parkentgel-

te, vor. Zu dem Personenkreis, dem eine Entschädi-

gung im Umfang von 42 Cent zusteht, gehören: 

Sachverständige, Dolmetscher / Dolmetscherinnen, 

ehrenamtliche Richterinnen und Richter bei den or-

dentlichen Gerichten und den Gerichten für Arbeits-

sachen sowie bei den Gerichten der Verwaltungs-, 

der Finanz- und der Sozialgerichtsbarkeit.

Das bedeutet, dass wenn eine Strafkammer einen 

Augenscheinstermin durchführt, die Schöffen 42 

Cent, die Berufsrichter aber lediglich 30 Cent – bzw. 

festgestelltem dienstlichen Interesse – 35 Cent erhal-

ten. Der DRB BW hat sich daher bei der Novellierung 

des Landesreisekostengesetzes dafür eingesetzt, 

dass die Kilometerpauschale einheitlich auf 42 Cent 

angehoben wird. Auch die im Unterhaltsrecht maß-

geblichen Süddeutschen Leitlinien sehen übrigens in 

Nr. 10.2.2 für die notwendigen Kosten der berufsbe-

dingten Nutzung eines Kraftfahrzeugs einen Betrag 

von derzeit 0,42 € pro gefahrenen Kilometer vor. Da-

mit sind i.d.R. Anschaffungskosten miterfasst. Bei 

langen Fahrtstrecken (ab ca. 30 km einfach) kann 

nach unten abgewichen werden (für die Mehrkilome-

ter in der Regel 0,28 €). Unsere Forderung erscheint 

also keineswegs aus der Luft gegriffen. 

Was uns aber wichtiger erscheint als das Vergleichen 

von Centbeträgen, ist die Wertschätzung, die in einer 

Anpassung der Kilometerpauschale zum Ausdruck 

käme. Seit jeher wird es mehr oder weniger als selbst-

verständlich vorausgesetzt, dass Richterinnen und 

Richter des Betreuungsgerichts mit ihren eigenen 

Pkw zu den Anhörungsterminen in Heime oder Klini-

ken fahren und dabei insbesondere in ländlichen 

Gerichtsbezirken oder im Bereitschaftsdienst be-

trächtliche Kilometerberge anhäufen und ihr Fahrzeug 

dabei verschleißen. Ebenso fahren Staatsanwälte und 

Staatsanwältinnen täglich mit ihrem eigenen Auto zu 

Sitzungsterminen an Amtsgerichten auf dem Land. 

Öffentliche Verkehrsmittel oder das Fahrrad stellen 

aus Zeitgründen oftmals keine Alternative dar. Ge-

dankt wird dieser Einsatz kaum, sondern vielfach da-

durch erschwert, dass man in einem aufwendigen 

Abrechnungsvorgang – etwa über DRIVE-BW – seine 

Kosten geltend machen muss, weshalb viele darauf 

verzichten, um nicht noch mehr Zeit zu verlieren. Nicht 

erst seit dem Anstieg der Kraftstoffpreise finden sich 

verständlicher Weise immer weniger Kolleginnen und 

Kollegen, die bereit sind, ihre eigenen Pkw für Dienst-

fahrten zu verwenden. Wird dann künftig diese Frage bei 

der Geschäftsverteilung eine ernsthafte Rolle spielen?

Je nach Gerichtsbezirk werden für Dienstfahrten auch 

die Fahrzeuge der Behördenleitungen zur Verfügung 

gestellt, wobei von dort ausnahmslos großes Ver-

ständnis entgegengebracht wird und dementspre-

chend keine Beschränkungen erfolgen. Der „Fuhr-

park“ ist aber sehr begrenzt und für die Vielzahl der 

Dienstfahrten alleine am  Betreuungsgericht nicht 

ausreichend. Teilweise werden Car-Sharing-Angebote 

genutzt oder vereinzelt auch Taxifahrten organisiert.

Wir fordern daher die Angleichung der Kilometer

pauschale an die Sätze des JVEG und ein flächen

deckendes Alternativangebot, das ohne erheblichen 

Abrechnungsaufwand die Nutzung von Mietfahrzeu-

gen oder Taxis zulässt.

Andreas Brilla

REISEKOSTEN



mitteilungen 2/2022	 15

BUNDESVERTRETERVERSAMMLUNG

BUNDESVERTRETERVERSAMMLUNG DES 

DEUTSCHEN RICHTERBUNDES AM 28./29.04.2022

Die Delegierten wählten während der Bundesvertre-

terversammlung ein neues Präsidium und eine neue 

Doppelspitze. Die Vizepräsidentin des Landgerichts 

Traunstein Andrea Titz und der Vorsitzende Richter 

am Oberlandesgericht Hamm Joachim Lüblinghoff 

werden den Verband für die nächsten drei Jahre ge-

meinsam führen. Titz folgt im Amt der Vorsitzenden 

auf Barbara Stockinger, die seit dem 9. April Vorsit-

zende des Bayerischen Richtervereins ist.

Wulf Schindler (unten Mitte: Vorsitzender)

Markus Wagner (unten rechts: stellv. Vorsitzender)

Andreas Albrecht (unten links: Mitglied im 

geschäftsführenden Vorstand)

Norbert Winkelmann (oben links: Mitglied im 

geschäftsführenden Vorstand),

Christopher Stoiber (oben Mitte: Mitglied im 

geschäftsführenden Vorstand)

Andreas Brilla (oben rechts: Mitglied im 

geschäftsführenden Vorstand)

Andreas Brilla wurde zusammen 

mit weiteren elf Mitgliedern in das 

Präsidium gewählt.

Hans-Jörg Städtler-Pernice wurde für seine Tätigkeit im 

Bundespräsidium vielmals gedankt.



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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